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59. Verordnung der Landesregierung vom 30. April 2002, mit der eine Kernzone für Einkaufszentren in der Markt-
gemeinde Telfs festgelegt wird

60. Verordnung der Landesregierung vom 14. Mai 2002 über die Festsetzung des Bauschbetrages für den Kostenersatz
an die Gemeinden (Staatsbürgerschaftsverbände) für die Führung der Staatsbürgerschaftsevidenz im Jahr 2001

59. Verordnung der Landesregierung vom 30. April 2002, mit der eine Kernzone für Einkaufs-
zentren in der Marktgemeinde Telfs festgelegt wird

Aufgrund der §§ 8 Abs. 3 und 9 Abs. 4 des Tiroler
Raumordnungsgesetzes 2001, LGBl. Nr. 93, wird ver-
ordnet:

§ 1
Kernzonenfestlegung

Für die Marktgemeinde Telfs wird die in der Anlage
zu dieser Verordnung dargestellte Kernzone für Ein-
kaufszentren festgelegt.

§ 2
Verpflichtungen 

für die örtliche Raumordnung
(1) Die erstmalige Widmung von Sonderflächen für

Einkaufszentren der Betriebstypen I, II, III und V ist
nur innerhalb der Kernzone zulässig.

(2) Die Kernzone ist im örtlichen Raumordnungs-
konzept und im Flächenwidmungsplan ersichtlich zu
machen.

§ 3
In-Kraft-Treten, Kundmachung

(1) Diese Verordnung tritt mit dem Ablauf des Tages
der Kundmachung in Kraft. Gleichzeitig tritt Anlage 1,
Plan 20 des allgemeinen Entwicklungsprogrammes für
Einkaufszentren, LGBl. Nr. 22/1992, außer Kraft.

(2) Die Anlage zu dieser Verordnung wird durch Auf-
legung zur öffentlichen Einsichtnahme bei der Abtei-
lung Raumordnung-Statistik des Amtes der Tiroler Lan-
desregierung und im Marktgemeindeamt der Marktge-
meinde Telfs während der für den Parteienverkehr be-
stimmten Amtsstunden verlautbart.

Der Landeshauptmann:
Weingartner

Der Landesamtsdirektor:
Arnold
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60. Verordnung der Landesregierung vom 14. Mai 2002 über die Festsetzung des Bauschbe-
trages für den Kostenersatz an die Gemeinden (Staatsbürgerschaftsverbände) für die Füh-
rung der Staatsbürgerschaftsevidenz im Jahr 2001

Aufgrund des § 48 Abs. 2 des Staatsbürgerschaftsge-
setzes 1985, BGBl. Nr. 311, zuletzt geändert durch das
Gesetz BGBl. I Nr. 124/1998, wird verordnet:

§ 1

Der Bauschbetrag für den vom Land nach § 48 Abs. 1
des Staatsbürgerschaftsgesetzes 1985 an die Gemeinden
(Staatsbürgerschaftsverbände) zu leistenden Ersatz der
Kosten, die den Gemeinden aus der Führung der Staats-

bürgerschaftsevidenz erwachsen, wird für das Jahr 2001
mit E 27,62 für jedes begonnene Hundert der am 31. De-
zember 2001 in der Staatsbürgerschaftsevidenz ver-
zeichneten Personen festgesetzt.

§ 2

Diese Verordnung tritt mit dem Ablauf des Tages der
Kundmachung in Kraft.

Der Landeshauptmann:
Weingartner

Der Landesamtsdirektor:
Arnold
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